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(Nr. 13858.) Verordnung zur Durchführung der Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung 
der Verwaltung vom 3. September 1932 (Geſetzſamml. S. 283, 295). Vom 
30. März 1933. 


Zur Durchführung der Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung 
vom 3. September 1932 (Geſetzſamml. S. 283, 295) in der Faſſung von Artikel IX der Verordnung 
vom 17. März 1933 (Geſetzſamml. S. 43) — Erſte Vereinfachungsverordnung — verordnet 
das Staatsminiſterium, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Zuſtändigkeit des Oberpräſidenten. 


8 
Neben den geſetzlichen Vorſchriften über die Zuſtändigkeit des Oberpräſidenten gelten die 
Beſtimmungen dieſer Durchführungsverordnung. i 


A. Allgemeine Zuſtändigkeiten. 


Auf Grund des 8 1 Abſ. 2 Nr. 3 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird im Anſchluß 
an die im § 1 Abſ. 2 Nr. 1 a. a. O. getroffene Regelung beſtimmt: Be 
1. Der Oberpräſident iſt zuſtändig: f 
a) für die Schulaufſicht und die geſundheitspolizeiliche Aufſicht über die Provinzialanſtalten; 
b) für die Mitwirkung bei der Durchführung der Vorſchriften über die Viehſeuchenentſchädi⸗ 
gungen; 1900 
e) für die Mitwirkung bei der Verwaltung derjenigen ſtaatlichen Mittel, welche gemeinſam 
mit der Provinz zur Verbeſſerung der Landeskultur zur Verfügung geſtellt werden, nach 
näherer Beſtimmung des Fachminiſters; f 5 5 
d) für die Wahrnehmung der Rechte der oberſten Landesbehörde bei der Durchführung der 
Reichsverſicherungsordnung durch die Provinz nach näherer Beſtimmung des Fach⸗ 
miniſters; | 
e) für die Aufſicht über die Verwaltungsorgane der Provinzialverbände (Hauptfürſorge⸗ 
ſtellen) bei der Durchführung des Reichsverſorgungsgeſetzes und des Geſetzes über die 
Beſchäftigung Schwerbefchädigter; 5 
f) für die Entſcheidung über die Befreiung von der Anwendung der Beſtimmungen der 
Ss 20 bis 23 des Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes für die Provinzialanſtalten und die⸗ 
jenigen Anſtalten, welche ausſchließlich oder überwiegend Fürſorgezöglinge aufnehmen. 
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2. Soweit die Körperſchaften der Provinz Wahlen für ſtaatliche Zwecke vorzunehmen oder 
Vorſchläge für die Beſtellung ſtaatlicher Beauftragter zu machen haben, iſt der Schriftverkehr 
der zuſtändigen Behörden durch die Hand des Oberpräſidenten zu leiten. 


3. Dem Provinzialverbande ſtehen die Bezirksverbände Kaſſel und Wiesbaden gleich. 


83. 

Auf Grund des § 1 Abſ. 2 Nr. 3 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird im Anſchluß 

an die im § 1 Abſ. 2 Nr. 2 a. a. O. getroffene Regelung beſtimmt: 

1. Der Oberpräſident iſt zuſtändig: 

a) für die Aufſicht des Staates über die kommunalſtändiſchen Verbände und ihre Anſtalten, 
die landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditinſtitute, deren Banken und Anſtalten ſowie 
die Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen Grundkredit; 

b) für die Aufſicht des Staates über die Verwaltung des bei den Sparkaſſen⸗ und Giro⸗ 
verbänden gebildeten Sparkaſſenausgleichsſtocks; 

e) für die Wahrnehmung der Rechte des Staates bei den provinziellen Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften (Heimſtätten) und Siedlungsgeſellſchaften; 

d) für die Wahrnehmung der Rechte der oberſten Landesbehörde bei der Durchführung der 
Reichsverſicherungsordnung durch provinziell zuſammengefaßte Verbände; 

e) für die Mitwirkung bei der Aufſicht über die für die Provinz zur Hebung des Abſatzes 
landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe und zur Förderung der Landwirtſchaft und Fiſchereiwirt⸗ 
ſchaft geſchaffenen Einrichtungen. 

2. Zuſtändigkeiten des Oberpräſidenten, die auf ſtaatlich genehmigten Satzungen oder Statuten 

beruhen, bleiben unberührt. 5 


8 4. 

Auf Grund des 8 1 Abſ. 2 Nr. 3 der Erſten Vereinfachungsverordnung werden dem Ober⸗ 

präſidenten folgende Aufgaben übertragen: 

1. die Eichverwaltung; 

2. die Verwaltung der Luftfahrtangelegenheiten; 

3. die Aufſicht über die Staatsarchive in den Provinzen; 

4. die Aufſicht über den Oberfiſchmeiſter für die Binnengewäſſer; 

5. die Aufſicht über den gerichtsärztlichen Ausſchuß; 

6. die Vertretung der Landesintereſſen bei dem Wehrkreiskommando, auch im Falle des 
8 17 des Wehrgeſetzes; 

7. die Ausübung der Rechte des Staates hinſichtlich der Landeseiſenbahnräte; 

8. die Mitwirkung bei der Vorbereitung von Wahlen und Abſtimmungen; 

9. die Erteilung der Erlaubnis zur Veranſtaltung öffentlicher Sammlungen und Wander⸗ 
vorführungen ſowie zum öffentlichen Vertriebe von Gegenſtänden zu vaterländiſchen, ge⸗ 
meinnützigen oder mildtätigen Zwecken, ſofern die Veranſtaltungen oder der Vertrieb 
über den Bereich eines Regierungsbezirkes, aber nicht über den Umfang einer Provinz 
hinausgehen; N 

10. die Erteilung der Erlaubnis zur Veranſtaltung öffentlicher Lotterien und Ausſpielungen 
innerhalb der Provinz im Rahmen des vom Fachminiſter feſtgeſetzten Jahresſpielkapital⸗ 
kontingents; 

11. die Wahrnehmung der der oberſten Landesbehörde obliegenden Aufgaben bei der Durch⸗ 
führung des Gaſtſtättengeſetzes nach näherer Beſtimmung des Fachminiſters; für Berlin 
verbleibt es bei der Zuſtändigkeit des Polizeipräſidenten; 

12. die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber den Kirchenbehörden nach näherer Be⸗ 
ſtimmung des Fachminiſters; 
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13. die Vertretung des Staates in Rundfunkangelegenheiten nach näherer Beſtimmung des 
Fachminiſters; 

14. die Mitwirkung bei der Verwaltung der ſtaatlichen Mittel zu Unterſtützungen von Geiſt⸗ 
lichen uſw. (Kap. 194 Tit. 71 des Staatshaushaltsplans für 1932); 

15. die Feſtſetzung und Überwachung der Schlachtviehmärkte; 

16. die Beſtellung von Weinkontrolleuren; 

17. die Genehmigung von Dienſtreiſen ſtaatlicher Beamter in dem vom Finanzminiſter be⸗ 
ſtimmten Umfange. 


B. Beſondere Zuſtändigkeiten einzelner Oberpräſädenten. 


Su 
Auf Grund des § 1 Abſ. 2 Nr. 3 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 
1. Es werden übertragen: 
a) dem Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen: 
1. die Abwicklung der Kriegsſchädenfeſtſtellung und entſchädigung; 
2. die Wahrnehmung der Aufgaben der höheren Verwaltungsbehörde in den Fällen 
des § 1031 Abſ. 1 und der SS 130 a, 131 b der Reichsgewerbeordnung; 
3. die Aufſicht des Staates über die Lebensverſicherungsanſtalt der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft; 
b) dem Oberpräſidenten der Provinz Niederſchleſien: 
1. die Wahrnehmung der ſtaatlichen Denkmalpflege beim Dome zu Breslau; 
2. die Beteiligung an der Verwaltung des Schleſiſchen Freikuxgelderfonds im bis⸗ 
herigen Umfange; 
e) dem Oberpräſidenten der Provinz Hannover: 
die Mitwirkung bei der ſtaatlichen Verwaltung der Kloſterkammer und anderer 
Stiftungsfonds nach näherer Beſtimmung des Fachminiſters; 

d) dem Oberpräſidenten der Rheinprovinz: 
die ſtaatliche Vertretung in der Dombaukommiſſion zu Köln; 

e) dem Oberpräfidenten der Provinz Heſſen⸗Naſſau: 
in dem bisherigen Umfange diejenigen Aufgaben der Staatsaufſicht und der Wahr⸗ 
nehmung ſtaatlicher Rechte, welche in anderen Provinzen dem Oberpräſidenten über⸗ 
tragen find, auch ſoweit fie in Heff en⸗Naſſau nicht über den Bereich eines Regierungs⸗ 
bezirkes hinausgehen. 

2. Die Fachminiſter werden ermächtigt, mit der einheitlichen Durchführung ſtaatlicher Not⸗ 
ſtandsaktionen aus Anlaß von Unwetterſchäden den Oberpräſidenten zu beauftragen, ſofern die 
Maßnahmen über den Bereich eines Regierungsbezirkes hinausgehen. 

3. Unberührt bleibt die einzelnen Oberpräſidenten übertragene Zuſtändigkeit als Überleitungs⸗ 
kommiſſar aus Anlaß der Durchführung des Vertrags von Verſailles. 


8 6. 

Auf Grund des § 1 Abſ. 2 Nr. 3 und des § 1 Abſ. 3 der Erſten Vereinfachungsverordnung 
wird beſtimmt: 

Die bisherige örtliche und ſachliche Zuſtändigkeit des Oberpräſidenten als Leiter einer 
Waſſerbauverwaltung einſchließlich der waſſerpolizeilichen und in Küſtenbezirken der für den 
Küſtenſchutz erforderlichen landespolizeilichen Verwaltung bleibt unberührt, jedoch geht die bisher 
von den Oberpräſidenten — Waſſerbaudirektionen — der Provinzen Oſtpreußen und Pommern aus⸗ 
geübte Aufſicht über die Strandämter und die von dem Oberpräſidenten — Waſſerbaudirektion — 
der Provinz Pommern ausgeübte Aufſicht über die Seemannsämter auf die Regierungsp zäfi- 
denten über, 
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§ 7. 

Auf Grund des § 1 Abſ. 3 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 

1. Erſtreckt ſich der Geſchäftsbereich einer Einrichtung, Körperſchaft oder Anſtalt, an deren 
Verwaltung oder Beaufſichtigung der Oberpräſident beteiligt iſt, über den Umfang der Provinz 
hinaus, ſo iſt mangels anderweiter ausdrücklicher Vorſchrift der Oberpräſident, in deſſen Provinz 
ſich der Sitz oder die Verwaltung der Einrichtung, Körperſchaft oder Anſtalt befindet, auch für den 
weiteren Geſchäftsbereich zuſtändig. 

2. Der Oberpräſident der Provinz Brandenburg und von Berlin iſt zuſtändig für die Ver⸗ 
waltung der Luftfahrtangelegenheiten auch in der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. 

3. Der Oberpräſident der Provinz Pommern iſt zuſtändig für die Aufſicht über den gerichts⸗ 
ärztlichen Ausſchuß auch in der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. 

4. Der Oberpräſident der Provinz Niederſchleſien iſt zuſtändig für die Aufſicht über den ge⸗ 
richtsärztlichen Ausſchuß auch in der Provinz Oberſchleſien. 

5. Der Oberpräſident der Provinz Hannover führt die Aufſicht über die Kloſterſchule in Ilfeld. 

6. Der Oberpräſident der Rheinprovinz iſt zuſtändig: 

a) für die Durchführung des Reblausgeſetzes auch in der Provinz Heſſen⸗Naſſau; 

b) für die Angelegenheiten der Eichverwaltung auch im Regierungsbezirk Sigmaringen; 

e) für die Aufſicht über den e ben Ra auch im Regierungsbezirk Sig⸗ 
maringen. 


7. Der Oberpräſident der Provinz Heſſen⸗Naſſau iſt zuſtändig für die Verwaltung der Luft⸗ 
fahrtangelegenheiten auch im Regierungsbezirk Sigmaringen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Beſondere örtliche Zuſtändigkeiten einzelner Regierungspräſidenten. 
§ 8. 
Auf Grund des § 2 Abſ. 3 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 
1. Die Verteilung der Nummernzeichen für die Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge auf die 
höheren Verwaltungsbehörden erfolgt 
a) in der Provinz Oſtpreußen 
durch den Regierungspräſidenten in Wnigeherg; 
b) in der Provinz Pommern 5 
durch den Regierungspräſidenten in Stettin, 
e) in den Provinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien 
durch den Regierungspräſidenten in Breslau, 
d) in der Provinz Brandenburg 
durch den Regierungspräſidenten in Potsdam, 
e) in der Provinz Sachſen 
durch den Regierungspräſidenten in Magdeburg, 
f) in der Provinz Hannover 
durch den Regierungspräſidenten in Hannover, 
g) in der Provinz Weſtfalen 
durch den Regierungspräſidenten in Münſter, 
h) in der Rheinprovinz mit Ausnahme des Regierungsbezirkes Düſſeldorf 
durch den Regierungspräſidenten in Koblenz, 
i) in der Provinz Heſſen⸗Naſſau 
durch den Regierungspräſidenten in Kaſſel. 
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2. Die Genehmigung für Zuverläſſigkeitsfahrten gemäß § 31 Abſ. 2 Satz 1 der Verordnung 
über Kraftfahrzeugverkehr erteilt, wenn die Fahrten über den Bereich eines Regierungsbezirkes 
hinausgehen, der Regierungspräſident, in deſſen Bezirke der Ausgangspunkt der Fahrt liegt, im 
Einvernehmen mit den beteiligten übrigen Regierungspräſidenten. 

3. Die Geſchäfte der Forſtverwaltung führt 

a) für den Regierungsbezirk Weſtpreußen 

der Regierungspräſident in Königsberg, 

b) für den im Regierungsbezirk Schneidemühl liegenden Teil der Oberförſterei Wordel 

der Regierungspräſident in Köslin, 

c) für den Regierungsbezirk Aurich 

der Regierungspräſident in Stade, 
d) für den Regierungsbezirk Osnabrück 

der Regierungspräſident in Hannover, 
e) für den Regierungsbezirk Münſter 

der Regierungspräſident in Minden. 

4. Liegen Teile des Staatswaldes einer Oberförſterei in einem benachbarten Regierungs⸗ 
bezirke, ſo iſt der Regierungspräſident für die Verwaltung zuſtändig, in deſſen Bezirke der Ober⸗ 
förſter ſeinen Sitz hat. 

8 9. 

Auf Grund des § 2 Abſ. 3 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 

Die bisherige örtliche Zuſtändigkeit des Regierungspräſidenten als Leiter einer Waſſerbau⸗ 
verwaltung einſchließlich der waſſenpolizeilichen Verwaltung bleibt unberührt. 


Dritter Abſchnitt. 
Gliederung der Bezirksausſchüſſe. 
8 10. 


Auf Grund des § 10 Abſ. 1 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 
Die Gliederung der Bezirksausſchüſſe in Berlin, Arnsberg und Düſſeldorf bleibt einſtweilen 
in der bisherigen Weiſe beſtehen. f 


Vierter Abſchnitt. 
Einrichtung von Kreisämtern. 
8 11. 

Auf Grund des S 13 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 

In den Regierungsbezirken Schleswig, Allenſtein, Merſeburg und Köln werden mit 
Wirkung vom 1. April 1933 ab Schulämter als Kreisämter eingerichtet. Sie beſtehen aus dem 
Landrat und dem örtlich zuſtändigen Schulrate. Die Schulämter im Regierungsbezirk Schleswig 
übernehmen auch die Zuſtändigkeiten der bisherigen Schulviſitatorien. 


Fünfter Abſchnitt. 
Staatliche Schulauſſicht. 
8 12. f 
Auf Grund des $ 18 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 
Der Regierungspräſident iſt als Schulaufſichtsbehörde für folgende Angelegenheiten der 
öffentlichen und privaten Volks⸗ und mittleren Schulen zuſtändig: 
1. Schulen: N f 
a) konfeſſionelle Angelegenheiten; 
b) Genehmigung zur Einführung von Lehrbüchern, Lehr⸗ und Lernmitteln, ſoweit nicht 
dem Miniſter vorbehalten; a 
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c) Feſtſetzung der Schulferien nach näherer Beſtimmung des Fachminiſters; 

d) Trennung von Schul- und Kirchenämtern einſchließlich Vermögensauseinanderſetzung; 

e) Ausübung der Befugniſſe gemäß dem dritten Abſchnitte ſowie dem § 44, § 47 Abſ. 3 
und 6, 8 50 Abſ. 6 und 8 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes und § 1 Abſ. 1 Ziff. 5 
der Verwaltungsordnung für mittlere Schulen; 

f) Bearbeitung von Angelegenheiten der Landesſchulkaſſe und der Landesmittelſchulkaſſe; 

g) Neuerrichtung und Einziehung von Schulſtellen; 

h) Genehmigung der Veräußerung und Belaſtung von Schulgrundſtücken; 

i) Schulaufſicht über die als voll ausgeſtaltet anerkannten Mittelſchulen ſowie diejenigen 
mittleren Schulen, welche in näherer Beziehung zu höheren Schulen ſtehen; Ent⸗ 
ſcheidungen, die nach dem Mittelſchullehrerbeſoldungsgeſetze der Schulaufſichtsbehörde vor⸗ 
behalten ſind; Genehmigung der Feſtſetzung des Schulgeldes an gehobenen Klaſſen und 
mittleren Schulen; 

k) Errichtung und Aufhebung von privaten Volks⸗ und mittleren Schulen, ſoweit nicht 
dem Miniſter vorbehalten, Muſikunterrichtsweſen. 

2. Lehrer: 1085 

a) perſönliche und Rechtsverhältniſſe der Lehrer an öffentlichen Volks⸗ und mittleren 
Schulen einſchließlich Prüfungsweſen und Lehrerfortbildung; 

b) Beurlaubung über drei Monate bis zu einem Jahre, unbeſchadet der Rechte des Schul⸗ 
ausſchuſſes an mittleren Schulen; 

e) Dienſtſtrafverfahren mit Ausnahme des Ordnungsſtrafrechts bei Lehrern an Schulen, 
die der Aufſicht des Schulrats unterſtehen. 


Sechſter Abſchnitt. 
Kulturbauverwaltung. 
§ 13. 

Auf Grund des § 20 Satz 2 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 

1. In Königsberg, Allenſtein, Oſterode, Lötzen, Charlottenburg, Potsdam, Beeskow, Neu⸗ 
ruppin, Landsberg a. W., Frankfurt a. d. O., Kottbus, Stettin, Stargard, Stralſund, Köslin, 
Stolp, Breslau, Liegnitz, Oppeln, Magdeburg, Merſeburg, Schleswig, Neumünſter, Hannover, 
Hildesheim, Lüneburg, Celle, Osnabrück, Meppen, Stade, Verden, Aurich, Minden, Hagen, Lipp⸗ 
ſtadt, Kaſſel, Fulda, Dillenburg, Düſſeldorf, Bonn, Trier und Aachen werden techniſche und 
waſſerwirtſchaftliche Dienſtſtellen unter der Behördenbezeichnung „Der Kulturbaubeamte“ gebildet. 
Sie find Kreisbehörden im Sinne des § 12. 

2. Ihre Tätigkeit umfaßt folgende Arbeitsgebiete: 

a) Wahrnehmung der aus Verpflichtungen des Staates ſich ergebenden techniſchen Geſchäfte; 

b) techniſche Unterſtützung der Staatsbehörden nach näherer Anweiſung des Regierungs⸗ 

präſidenten; 

c) Aufſtellung von Bauentwürfen, ſoweit der Staat die Aufſtellung übernimmt; 

d) die nach 8 2 Abſ. 4, S 6 und § 7 des Moorſchutzgeſetzes vom 20. Auguſt 1923 (Geſetz⸗ 

ſamml. S. 400) ſich ergebenden Obliegenheiten. 


Siebenter Abſchnitt. 
Rechtsmittel. 
i 8 14. 
Auf Grund des § 22 Abſ. 1 Satz 2 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 
Die in dem Geſetze, betreffend Maßregeln gegen die Verbreitung der Reblaus, vom 27. Februar 
1877 (Geſetzſamml. S. 129) in der Faſſung des Geſetzes vom 23. März 1885 (Geſetzſamml. S. 97) 
zugelaſſene Beſchwerde an den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten bleibt beſtehen. 
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§ 15. . 

Auf Grund des § 23 Abſ. 1 Satz 2 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 

1. Die auf Grund des 8 42 Ziff. 2 der Ausländerpolizeiverordnung vom 27. April 1932 
(Geſetzſamml. S. 179 und 195) zugelaſſene Beſchwerde an den Oberpräſidenten gegen Verfügungen 
des Regierungspräſidenten und des Polizeipräſidenten in Berlin bleibt beſtehen. 

2. Gegen die Beſchlüſſe der Schulaufſichtsbehörde über die unfreiwillige Verſetzung von 
Lehrern an öffentlichen Volks⸗ und mittleren Schulen in den Ruheſtand findet die Beſchwerde an 
den Oberpräſidenten ſtatt. 


3. Die auf Grund des 8 63 Abſ. 2 der Gewerbeordnung durch Nr. 76 Abſ. 4 der Ausführungs⸗ 
anweiſung vom 1. Mai 1904 (Handelsminiſterialblatt S. 123) zugelaſſene Beſchwerde an den 
Oberpräſidenten bleibt beſtehen. 


Achter Abſchnitt. 
Beſondere Vorſchriften für einzelne Landesteile. 


8 16. 
Auf Grund des § 1 Abſ. 2 Nr. 3 und des § 22 Abſ. 1 Satz 2 der Erſten Vereinfachungs⸗ 
verordnung wird für Berlin beſtimmt: 


1. Die Zuſtändigkeit des Oberpräſidenten von Berlin in allen denjenigen Fällen, in welchen 
in anderen Provinzen der Oberpräſident oder der Regierungspräſident zuſtändig ſein würde 
und in welchen für Berlin die Aufgabe dem Oberpräſidenten übertragen iſt, bleibt unberührt. 


2. Soweit gegen Verfügungen des Oberpräſidenten von Berlin in Fällen, in denen in 
anderen Provinzen der Regierungspräſident zuſtändig iſt, die Beſchwerde an die oberſte Landes- 
behörde zugelaſſen iſt, bleibt fie beſtehen. 


§ 17. 
Auf Grund des 8 32 Nr. 4 der Erſten Vereinfachungsverordnung wird beſtimmt: 
Der Oberpräſident der Rheinprovinz iſt zuſtändig für die Verwaltung des höheren Schul⸗ 
weſens im Regierungsbezirk Sigmaringen. 


Neunter Abſchnitt. 


Inkrafttreten. 


8 18. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1933 in Kraft. 


Berlin, den 30. März 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. Hugenberg. 


Kerrl. Ruſt. Popitz. 


. Grunau, Hol ten. str. 129% 
90 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 22, ausgegeben am 31. 3. 33. 
(Nr. 13859.) Neunte Verordnung über die Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft. Vom 29. März 1933. 


Auf Grund des § 52 Abſ. 1 des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 27. März 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 166) wird mit Zuſtimmung 
des Reichsarbeitsminiſters folgendes angeordnet: | BB 

1. Die Vorſchriften des Reichsmietengeſetzes und des Geſetzes über Mieterſchutz und Miet⸗ 
einigungsämter gelten nicht für Mietverhältniſſe über Wohnungen, deren Jahresfriedensmiete 

a) 1200 Na und mehr in Berlin, 

b) 1000 AM , „ „ den Orten der Sonderklaſſe, 

6) 800 RM 7 7 7 n 77 a [23 Ortsklaſſe A, 

d) 600 Noll 7 7 7 7 77 77 77 B, 

€) 450 AM 7 77 77 7 „m m 7 O, 

f) 350 RM 77 7 7 77 7 77 7 D 
beträgt. 


2. Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1933 in Kraft. 
Berlin, den 29. März 1933. 


Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 
Der Kommiſſar des Reichs. 
Hugenberg. 


Berichtigung. 


1. Auf S. 51 muß es in Zeile 3 der Einleitung der Verordnung zur Durchführung dringender 
Finanzmaßnahmen vom 18. März 1933 ſtatt „Kapitel VIII“ heißen „Kapitel VII“. 


2. Auf Seite 68 Zeile 24 von oben muß es ſtatt „§ 2 Ab. 2“ heißen „§ 2 Abſ. 1”. 
3. Auf Seite 68 Zeile 21 von unten muß es ſtatt „Vergütungen“ heißen „Vergünſtigungen“. 
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